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07.09.2022 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam wird beauftragt, gemeinsam mit seinen 
Amtskollegen im Deutschen Städte- und Gemeindebund (DStGB e.V.) eine Initiative an die 
Bundesregierung zur Verhinderung der Gasmangellage zu richten dahingehend, bis zur Sicherung der 
deutschen Gasautarkie (z.B. durch Fracking in Deutschland) die Gaspipeline „Nordstream 2“ temporär 
in Betrieb zu nehmen.

gez. Fraktionsvorsitzender

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 
auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Angesichts täglich schlimmer werdender Aussichten für deutsche Bürger, die deutsche Wirtschaft im 
Allgemeinen und Potsdamer im Besonderen, zu günstigen Konditionen zukünftige Heizperioden zu 
überstehen bzw. die Industrieproduktion aufrechtzuerhalten, ist es dringend geboten, dass die 
Bundesregierung bzw. ihr nachgeordnete Bundesbehörden ihre zögerliche Haltung beim 
Genehmigungsverfahren für die bereits 2021 fertiggestellte Gaspipeline „Nordstream 2“ aufgibt und in 
Zusammenarbeit mit verschiedenen Landesregierungen die Rahmenbedingungen für das sichere 
Fördern von Schiefergas mittels Fracking in Deutschland verbessert.

Industrieproduktion und der soziale Zusammenhalt auch in Potsdam sind erheblich gefährdet, wenn 
die Gaspreise weiter steigen. Die Transportkapazitäten von „Nordstream 2“ können zumindest 
temporär - bis Alternativen zum Heizen bereitstehen z.B. deutsches Schiefergas durch Fracking, oder 
zur Stromerzeugung verfügbar sind z.B. durch den Ausstieg aus dem Kohleausstieg und den 
Weiterbetrieb sowie den Neubau von Kernkraftwerken - dazu beitragen, die nicht erst seit dem 
russischen Angriffskrieg erheblich gestiegenen Gaspreise zu senken.
Die Abhängigkeit von Industrie und Versorgern (z.B. die Energie und Wasser Potsdam GmbH) von 
ausländischen Energieträgerlieferungen sollte mittelfristig durch die Förderung einheimischer 
Rohstoffe gesenkt werden.

Eine gemeinsame Initiative aus dem Kreise des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, mit dem 
der Oberbürgermeister der Landeshauptstadt Potsdam wie im Hauptausschuss vom 17.8. berichtet in 
enger Abstimmung steht, erscheint geeignet, Bundesregierung und Landesregierungen dazu zu 
bewegen, dem Ziel der Energieträgerautarkie für eine sichere und günstige Gasversorgung näher zu 
kommen.
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Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung

Datum/Unterschrift 
Oberbürgermeister / Geschäftsbereichsleitende/r 50
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